
Casino Schaanwald leidet kaum 
unter Sperrlistenaustausch 
Während anderen Casinos die gesperrten Schweizer fehlen, profitiert Schaanwald vom hohen Österreicher-Anteil. 

David Sele 

Das Sperrlistenabkommen mit 
der Schweiz hat die hiesige Ca-
sinobranche in die Knie gezwun -
gen. Seitdem in der Schweiz ge-
sperrte Spieler nicht mehr nach 
Liechtenstein ausweichen dür-
fen, ist der Bruttospielertrag 
massiv gesunken. Eine Folge: 
Ende September wird das Casi-
no Admiral in Ruggell seine Tü-
ren für immer schliessen. Es ist 
eines der zwei grossen Casinos 
im Land. Seit der Eröffnung 
Ende 2019 hat allein das Rug-
geller Casino 115 Millionen Fran -
ken Geldspielabgaben in die 
Staatskasse eingezahlt. Im ers -
ten Halbjahr 2025 ist der Brutto-
spielertrag (BSE) gegenüber 
dem ersten Halbjahr 2024 nun 
um 63,4 Prozent zurückgegan-
gen, wie die Regierung in der 
Beantwortung einer Kleinen An -
frage des Abgeordneten Johan-
nes Kaiser (FBP) bekanntgibt. 
Entsprechend sinkt auch die 
Geldspielabgabe an den Staat.  

Noch grössere Schwierigkei-
ten hat demnach die zweite 
grosse Spielbank: Das Grand 
Casino Liechtenstein in Ben-
dern verzeichnete im ersten 
Halbjahr 2025 ein Minus von 
knapp 67 Prozent. Und auch das 
Club Admiral Casino in Triesen, 
eine kleinere Spielbank, spürt 
den Sperrlistenaustausch stark: 

minus 47 Prozent im Vergleich 
zum Vorjahreszeitraum. 

Sperrlisten werden nur mit 
der Schweiz ausgetauscht 
Dagegen herrscht in Schaan-
wald geradezu «Heile Welt». 
Zwar musste auch das ver-
gleichsweise kleine Casino Ein-

bussen hinnehmen, aber nicht 
annähernd im selben Ausmass 
wie die Konkurrenz. So sank 
der Bruttospielertrag im Casino 
Schaanwald im ersten Halbjahr 
2025 lediglich um 9,2 Prozent. 
Der Grund hierfür liegt auf der 
Hand: Das Casino Schaanwald 
steht unmittelbar an der Grenze 

zu Österreich und entspre -
chend weist es auch eine an -
dere Gästestruktur auf. Gemäss 
früheren Zahlen der Geldspiel-
aufsicht spielen in Schaanwald 
deutlich mehr Gäste aus Öster-
reich als in den anderen Casi-
nos. Das Sperrlistenabkommen 
hat Liechtenstein aber lediglich 

mit der Schweiz abgeschlossen. 
Entsprechend sind die Besu-
cherströme aus Österreich da-
von unberührt.  

Über alle Spielbanken hin-
weg sank der Bruttospielertrag 
des ersten Halbjahrs 2025 um 
58 Prozent im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum. Die Regie-
rung spricht jedoch nach wie 
vor von einer «volatilen» Situa-
tion auf dem Markt, die keine 
Prognosen für die kommenden 
Jahre zulasse. Diese Woche soll 
es ein Treffen der Casinobe-
treiber mit dem Amt für Volks-
wirtschaft geben. Dabei werde 
über Änderungen bezüglich der 
Anforderungen der Geldspiel-
aufsicht informiert. Es ist somit 
davon auszugehen, dass die 
Regulierung zugunsten der Ca-
sinos gelockert wird. 

Einen Stellenabbau bei der 
Geldspielaufsicht plant die Re-
gierung übrigens trotz der an-
stehenden Schliessung des 
zweit grössten Casinos im Land 
nicht, wie Wirtschaftsminister 
Hubert Büchel auf eine Kleine 
Anfrage der stv. Abgeordneten 
Nadine Vogelsang (FBP) erklär-
te. «Der Personalbestand wur-
de in den letzten Jahren trotz 
Zunahme der zu beaufsichti-
genden Betriebe nicht erhöht, 
da von einer Konsolidierung 
des Marktes auszugehen war», 
so Büchel. 

Das Casino Schaanwald zählt deutlich mehr Gäste aus Österreich als andere Casinos. Bild: D. Schwendener

Bau- und Landwirtschaftszone bleiben getrennt 
Equiden: Die Arbeitsgruppe denkt auch über Spezialzonen aus Flächen aus dem übrigen Gemeindegebiet nach. 

Die Regierung wurde vom 
Landtag beauftragt, in Bezug 
auf die Haltung von Equiden
eine Lösung zu finden. Ziel ist 
es, die Haltung von Equiden in
der Landwirtschaft, durch Pri-
vate oder im Gewerbe im Ein-
klang mit dem Tierschutz sowie
mit den Vorgaben der Bauzo -
nen und übrigen Zonen rechts-
sicher zu regeln.  

Für bereits bestehende,
nicht zonenkonforme Haltun-
gen soll zudem eine Über gangs -
bestimmung geschaf fen wer-
den, damit ausreichend Zeit 
bleibt, die Infrastruktur zu lega-
lisieren oder die Tierhaltung in 
eine rechtskonforme Anlage zu
überführen. Der FBP-Abgeord-
nete Daniel Salzgeber wollte im 
Rahmen einer Kleinen Anfrage 
von der Regierung wissen, wie 
der Stand der Arbeiten ist und 
welche Stossrichtung die Ar-
beitsgruppe verfolgt. 

Fünf übergeordnete
Grundsätze gelten 
Die Arbeitsgruppe orientiert 
sich gemäss Regierung dem-
nach an fünf übergeordneten 
Prämissen bzw. Grundsätzen: 
So soll erstens die bestehende
Trennung zwischen Bau- und
Landwirtschaftszone bestehen
bleiben. Die Landwirtschafts-
zone soll unverändert der land-
wirtschaftlichen und bodenab-
hängigen Nutzung durch aner-

kannte Landwirtschaftsbetrie-
be vorbehalten sein.  

Weiters sollen landwirt-
schaftsnahe Tätigkeiten der 
wirtschaftlichen Stärkung der
Landwirtschaft die nen: «Sie 
sollen möglich sein, sofern die
landwirtschaftliche Tätigkeit
wei terhin die Haupttätigkeit
des Landwirtschaftsbetriebes
bildet, die landwirtschaftsna-
hen Aktivitäten einen engen 
Bezug zum Landwirtschaftsbe-

trieb haben, sie den Hofcharak-
ter nicht verändern und zwi-
schen dem landwirtschaftli-
chen und dem landwirtschafts-
nahen Bereich ein Waren- oder
Dienstleis tungsfluss sowie ein
Austausch von Arbeitskräften
stattfindet», teilt die Regierung
mit.  

Und: Die Zweckentfrem-
dung des landwirtschaftlich ge-
nutzten Bo dens soll ausge-
schlossen bleiben sowie die be-

stehenden Tierschutzvorgaben 
müssen eingehalten werden. 

Was sich die Arbeitsgruppe 
vorstellen könnte
Die hobbymässige Haltung ist 
bereits heute in der Bauzone 
möglich, jedoch auf kleine Be-
stände beschränkt, betont die
Regierung einmal mehr. Die 
Arbeitsgruppe schlage daher 
folgende Stossrichtungen vor: 
Mittels Anpassung des Bauge-

setzes und der Gemeindebau-
ordnungen sollen bestehende
und neue Bauten sowie Anla -
gen und Infrastrukturen gere-
gelt werden. Zudem werde die 
temporäre Nutzung der beste-
henden Reservezonen geprüft. 
Eine Nutzung des übrigen Ge-
meindegebietes oder der Land-
wirtschaftszone werde jedoch
nicht weiterverfolgt. Flächen 
aus dem übrigen Gemeindege-
biet könnten hingegen allen -
falls in Spezialzonen umzoniert 
werden. Eine gewerbliche Tä-
tigkeit in diesen Zonen – so 
z. B. Reittherapie oder andere 
Dienstleistungen mit Equiden –
sei möglich. Gesetzliche Ände-
rungen wären dafür in der Ver-
ordnung über die Zulassung
von landwirtschaftsnahen Tä-
tigkeiten (ZLTV) nötig. Auch
das Baugesetz müsste ange-
passt werden und die Gemein-
debauordnungen auf kommu-
naler Ebene ebenfalls. (dv)

Wer, wo und zu welchem Zweck Equiden halten darf, ist noch immer nicht geklärt. Bild: Kohinoor’s

Triesner VU-Eklat: 
Regierung prüft 
Sachverhalt weiter 

Die Untersuchung rund um den
VU-Eklat im Triesner Gemeinde-
rat zieht sich weiter hin. Das er-
klärt Innenminister Hubert Bü-
chel in der Beantwortung einer 
Kleinen Anfrage der Abgeordne-
ten Marion Kindle-Kühnis (DpL).
Demnach musste nach der im 
Sommer erfolgten Eingabe eine 
Verbesserung ebendieser ver-
langt werden. «Daraufhin ist vor 
Kurzem ein neuer Schriftsatz bei 
der Regierung eingelangt. Dieser 
neue Schriftsatz wird aktuell ge-
prüft», so Büchel. Hintergrund ist
ein Zerwürfnis zwischen der
Triesner Vorsteherin Daniela Er -
ne (VU) und den VU-Gemeinde-
räten. Die Räte hatten ihr im 
März vorgeworfen, Gemeinde-
ratsbeschlüsse nicht angemessen 
zu berücksichtigen, und sprachen 
von Vorkommnissen im Perso-
nalbereich. Erne warf den Räten
daraufhin Vetternwirtschaft vor. 
Sie würden Eigeninteressen ver-
folgen. Worum es konkret geht, 
ist unklar. Zwischenzeitlich be-
schäftigt sich die GPK und seit 
Juni auch die Regierung mit dem 
Fall. Dass Innenminister Hubert 
Büchel selbst Mitglied der VU ist, 
sieht dieser nicht als problema-
tisch. Eine allfällige Entschei -
dung würde nämlich die Gesamt-
regierung fällen müssen, so Bü-
chel (ds)

Covid-Impfstoffe
sind keine Zell-
und Gentherapie 

Mit den Covid-19-Impfstoffen
sei der Bevölkerung während der
Pandemie eine «experimentelle 
Zell- und Gentherapie aufge-
drängt worden». Dies ist eines 
der Narrative, das sich in Kreisen 
der Coronamassnahmengegner 
bis zum heutigen Tage hält und 
nach wie vor verbreitet wird. So 
auch vom DpL-Abgeordneten
Achim Vogt, der ebendiese Aus-
sage im Juni-Landtag tätigte. 
Eine Reaktion darauf blieb aus,
wie Vogt nun im September-
Landtag im Rahmen einer Klei-
nen Anfrage monierte. «Das er-
staunt, zumal es sich hierbei um 
eine der klarsten und gewichtigs-
ten Aussagen im Juni-Landtag
handelte», sagte Vogt. Von der
Regierung wollte er nun wissen, 
ob dieser bereits im Jahr 2021 
bekannt gewesen sei, dass die
Covid-19-Impfstoffe von Pfizer 
und Moderna der Kategorie der
Zell- und Gentherapien zuzu-
ordnen seien. Gemäss Gesund-
heitsminister Emanuel Schädler
war dies der Regierung nicht be-
kannt, denn: «Für die Zuord-
nung bei Nicht-Impfstoff-Arz-
neimitteln ist die Art der RNA-
Substanz und deren Herstellung 
ausschlaggebend. Die mRNA-
Impfstoffe gegen Infektions-
krankheiten werden gemäss die-
ser Kategorisierung nicht als 
Zell- und Gentherapieprodukte 
eingestuft», heisst es in der Ant-
wort des Ministers. Bei der Co-
vid-19-Impfung handele es sich
um eine Impfung, die nicht zu ei-
ner genetischen Manipulation 
führt. «Die in Liechtenstein ein-
gesetzten mRNA-Impfstoffe be-
einflussen das Erbgut nicht», so 
Emanuel Schädler. (ds)
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